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Praktische Ausbildung in den Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, der 
Eingliederungshilfe sowie in Alten- und Pflegeeinrichtungen und im öffentli-
chen Gesundheitsdienst 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die fach-/praktische Ausbildung in der Berufsfachschule Soziales, Fachschule So-

zialwesen und Fachoberschule Sozialwesen kann zurzeit teilweise nicht oder nur 

eingeschränkt in den Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe und der Eingliede-

rungshilfe stattfinden. Die derzeitige Situation stellt sich für die einzelnen Arbeitsbe-

reiche wie folgt dar: 

Bereich der Kindertagesbetreuung:  
Im Bereich der Kindertagesbetreuung erfolgen von Landesseite aus keine Ein- 
schränkungen bis zum 4. Januar 2021. 

Mit der Aufhebung der schulischen Präsenzpflicht ab dem 4. Januar 2021 und der 

Etablierung einer Notbetreuung durch die Schulen wird auch in den Horten nur noch 
eine Notbetreuung stattfinden dürfen. 

• Der Einsatz und die Tätigkeit von Auszubildenden (d. h. Schülerinnen und 

Schüler der o. g. Bildungsgänge) ist grundsätzlich möglich unter Einhaltung 

der geltenden Hygienestandards und Infektionsschutzvorgaben; mögliche 
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individuelle Risikofaktoren auf Seiten der Auszubildenden sind zu beach-
ten. 

• Zu beachten ist, dass regional weitere einschränkende Maßnahmen getrof-
fen werden können: Die Eindämmungsverordnung enthält eine Öffnungs-
klausel für „Weitere Maßnahmen der Landkreise und kreisfreien Städte" (§ 
25). Danach haben die Landkreise und kreisfreien Städte im Benehmen mit 
dem für Gesundheit zuständigen Ministerium (MSGIV) über die Vorgaben 
der Eindämmungsverordnung hinausgehende Schutzmaßnahmen nach 
dem Infektionsschutzgesetz zu treffen, wenn und soweit dies wegen örtli-
cher Besonderheiten oder aufgrund eines regionalen oder lokalen Infekti-
onsgeschehens notwendig ist. In diesen Fällen sind ggf. die weitergehen-
den regionalen Vorgaben zu beachten. 

Bereich der Einrichtunqen der Hilfen zur Erziehunq und der Eingliederungshilfe 
nach dem SGB  VIII:  
Für die(teil-) stationären Einrichtungen der erzieherischen Hilfen und der Eingliede-
rungshilfe gilt keine generelle Betriebsuntersagung aufgrund der Dritten Verordnung 
über befristete Eindämmungsmaßnahmen aufgrund des SARS-CoV-2-Virus und 
COVID-19 im Land Brandenburg (Dritte SARS-CoV-2-Eindämmungsverordnung —
3. SARS-CoV-2-EindV). Insofern ist der Einsatz und die Tätigkeit von Auszubilden-
den möglich, unter Berücksichtigung und Einhaltung der derzeit geltenden Hygie-
nestandards und Infektionsschutzvorgaben sowie Beachtung möglicher individuel-
ler Risikofaktoren auf Seiten der Auszubildenden. 

Bereich der (offenen) Kinder- und Jugendarbeit/Jugendsozialarbeit:  
Aufgrund der Dritten Verordnung über befristete Eindämmungsmaßnahmen auf-
grund des SARS-CoV-2-Virus und COVID-19 im Land Brandenburg (Dritte SARS- 
CoV-2-Eindämmungsverordnung — 3. SARS-CoV-2-EindV) sind Einrichtungen der 
Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit derzeit geschlossen, sodass der Einsatz und 
die Tätigkeit von Auszubildenden momentan nicht möglich sind. Sollte eine Wieder-
öffnung der Einrichtungen der Kinder- und Jugendarbeit/Jugendsozialarbeit erfol-
gen, ist der Einsatz und die Tätigkeit von Auszubildenden möglich, unter Berück-
sichtigung und Einhaltung der derzeit geltenden Hygienestandards und Infektions-
schutzvorgaben sowie Beachtung möglicher individueller Risikofaktoren auf Seiten 
der Auszubildenden. 

Alten- und Pfleqeeinrichtunqen nach SGB XI, Einrichtungen der Eingliederungshilfe 
nach SGB IX und im öffentlichen Gesundheitsdienst:  
Für diese Einrichtungen gilt keine generelle Betriebsuntersagung aufgrund der Drit-
ten Verordnung über befristete Eindämmungsmaßnahmen aufgrund des SARS-
CoV-2-Virus und COVID-19 im Land Brandenburg (Dritte SARS-CoV-2-Eindäm- 
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mungsverordnung — 3. SARS-CoV-2-EindV). Insofern ist die Tätigkeit von Auszubil-

denden und die fach-/praktische Ausbildung — unter Beachtung und Einhaltung der 

erforderlichen Hygienestandards und Schutzmaßnahmen entsprechend der Emp-

fehlungen des Robert Koch-Instituts für Alten- und Pflegeeinrichtungen und Einrich-

tungen für Menschen mit Beeinträchtigungen und für den öffentlichen Gesundheits-

dienst (V.03, 17.04.2020) — momentan möglich. 

Diese Hinweise bitte ich bei der Planung und Organisation der fach-/praktischen 

Ausbildung von Schülerinnen und Schülern sowie dem Einsatz in den Einrichtungen 

zu beachten. 

Wenn Schülerinnen und Schüler keine fach-/praktische Ausbildung absolvieren 

können, dann sind im Rahmen des Distanzunterrichts Aufgaben aus den Lernfel-

dern zu bearbeiten, die von den Lehrkräften gestellt und kontrolliert werden. Diese 

Aufgaben sollen an berufliche Handlungssituationen anknüpfen und bereits vorhan-

denes Wissen vertiefen und auf die praktische Tätigkeit vorbereiten. Im Rahmen 

einer Reflexion erfolgt die Überprüfung und Bewertung des Leistungsstands. 

Mit freundliche Grüßen 

Im Auftrag 

~ 

Regina Schäfer 
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